
Aktenzeichen: 1 ABR 97/88
Bundesarbeitsgericht 1. Senat Beschluß vom 28. November 1989

- 1 ABR 97/88 -
I. Arbeitsgericht Beschluß vom 15. April 1988

Kiel - 3a BV 12/88 -
II. Landesarbeitsgericht Beschluß vom 15. September 1988

Schleswig-Holstein - 6 TaBV 19/88 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Initiativrecht des Betriebsrats

Gesetz; BetrVG § 87 Abs. 1 Nr. 6, Nr. 1 und 10, § 76 Abs. 5, 
§ 80 Abs. 2

Leitsatz:
Das Initiativrecht des Betriebsrats hinsichtlich des 
Mitbestimmungstatbestandes nach § 87 Abs 1 Nr 6 BetrVG 
hat nicht zum Inhalt, daß der Betriebsrat auch die Ein­
führung einer technischen Kontrolleinrichtung verlangen 
kann. Die Abschaffung einer solchen technischen Kon­
trolleinrichtung bedarf daher auch nicht der Zustimmung 
des Betriebsrats.
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1 ABR 97/88
6 TaBV 19/88 Schleswig-Holstein
Verkündet am 
28. November 1989
Zeuner,Amt sinspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Beschluß

In dem Beschlußverfahren

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Anhörung vom 28. November 1989 durch den Präsi­
denten Professor Dr. Kissel, die Richter Matthes und Pro­
fessor Dr. Weller sowie den ehrenamtlichen Richter Weinmann 
und die ehrenamtliche Richterin Lappe beschlossen:
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Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Schleswig- 
Holstein vom 15. September 1988 - 6 TaBV 19/88 - 
wird zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e  :

Der Arbeitgeber betreibt u.a. eine Klinik. Die hier beschäl 
tigten Arbeitnehmer haben einen Betriebsrat gewählt, den Antrag- 
gt e H er des vorliegenden Verfahrens.

Die Betriebspartner schlossen am 1. Januar 1978 eine Be- 
triebsvereinbarung über eine maschinelle Arbeitszeiterfassung, ii 
die jedoch der ärztliche Dienst nicht einbezogen wurde. Diese 
getriebsvereinbarung kündigte der Betriebsrat am 30. September 
-|983 mit dem Ziel, die maschinelle Arbeitszeiterfassung auch auf 
den ärztlichen Dienst zu erstrecken. Daraufhin schlossen die Pa; 
teien am 1. Januar 198T eine neue Betriebsvereinbarung (im fol­
genden: BV 87), in der es auszugsweise wie folgt heißt:

§ 1 Geltungsbereich
Diese Vereinbarung gilt für alle Arbeitnehmer der Ost­
seeklinik D. GmbH mit Ausnahme leitender Angestellter • • •
§ 2
Die Anwesenheitszeiten werden mit dem System DATAMOD 8025 
in Verbindung mit einem PC/XT erfaßt. Dieses System wird
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3

ausschließlich zum Errechnen des Zeitkontenstandes be­
nutzt; weiterhin informiert es die Benutzer über den Zeit kontenstand.

§ 5
Die zum Zwecke der Arbeitszeiterfassung gespeicherten 
Daten und deren Auswertung dürfen nicht zur Leistungs­
messung, zum Leistungsvergleich, zur Leistungskontrolle 
und/oder Verhaltenskontrolle herangezogen werden.

Diese BV 87 hat der Arbeitgeber mit Schreiben vom 1. April 
1987 wegen eines Erklärungsirrtums angefochten. Die Anfechtung 
war Gegenstand eines Beschlußverfahrens der Betriebspartner vor 
dem Arbeitsgericht Kiel, dessen Entscheidung die Wirksamkeit der 
Anfechtung feststellte. Gegen diese Entscheidung hat der Be­
triebsrat Beschwerde eingelegt. Während des Beschwerdeverfahrens 
schrieb der Verfahrensbevollmächtigte des Arbeitgebers am 20. No­
vember 1987 u.a. an den Betriebsrat auszugsweise wie folgt:

Es soll eine Einigungsstelle eingerichtet werden, bei 
der die in den gerichtlichen Verfahren vor dem Arbeits­
gericht Kiel und jetzt auch vor dem Landesarbeitsge­
richt anhängigen Fragen, die die Problematik der Ar­
beitszeiterfassung und der entsprechenden Betriebsver­
einbarung betreffen, in diesem Verfahren geklärt werden 
können....
Voraussetzung der Einigungsstelle ist, daß sämtliche 
bisher anhängigen Verfahren zurückgenommen werden. ...
Die Betriebsräte erkennen an, daß die von unserer Seite 
angefochtene Betriebsvereinbarung nichtig ist. ...
Das Ergebnis der Einigungsstelle ist bindend nach Maß­
gabe des § 76, d.h., daß jede Seite die Möglichkeit der 
Anrufung des Arbeitsgerichts hat gegen den Spruch der 
Einigungsstelle. ...

Diesen Vorschlag nahm der Betriebsrat an. Die Beschwerde 
gegen den genannten Beschluß des Arbeitsgerichts wurde vom Be-
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triebsrat zurückgenommen.

- H -

Die hinsichtlich ihrer Besetzung einvernehmlich gebildete 
Einigungsstelle trat am 25. Januar 1988 zusammen. In der Sitzung 
der Einigungsstelle erklärte der Arbeitgeber, daß er die maschi­
nelle Zeiterfassung mit sofortiger Wirkung einstelle, was auch 
am gleichen Tage geschah. Die Einigungsstelle hat daraufhin mit 
Beschluß vom gleichen Tage den Antrag des Betriebsrats auf Ab­
schluß einer Betriebsvereinbarung über eine maschinelle Zeiter­
fassung abgewiesen. Dieser Spruch der Einigungsstelle wurde dem ; 
Betriebsrat am 9. Februar 1988 zugeleitet. Der Betriebsrat hat 
daraufhin am 22. Februar 1988 das vorliegende Verfahren anhängig 
gemacht.

Der Betriebsrat hält den Spruch der Einigungsstelle für 
rechtsfehlerhaft. Er ist der Ansicht, auch die Abschaffung einer 
maschinellen Arbeitszeiterfassung sei mitbestimmungspflichtig.
Bei dieser handele es sich nicht um eine technische Einrichtung, 
die dazu bestimmt sei, das Verhalten oder die Leistung der Ar­
beitnehmer zu überwachen, da eine solche Überwachung mittels der 
maschinellen Arbeitszeiterfassung in der BV 87 ausdrücklich aus­
geschlossen worden sei. Sein Mitbestimmungsrecht ergebe sich aus 
§ 87 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 10 BetrVG, da die maschinelle Arbeits­
zeiterfassung eine Frage der betrieblichen Ordnung sei und dar- 
überhinaus der Lohngestaltung diene. Die Arbeitnehmer der Klinik 
leisteten in erheblichem Umfange Überstunden, deren leistungsge­
rechte Vergütung der Arbeitgeber ablehne. Nur eine maschinelle 
Arbeitszeiterfassung setze ihn, den Betriebsrat, in die Lage, auf
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die Einhaltung der Arbeitszeit und der Arbeitszeitvorschriften 
hinzuwirken und darüber zu wachen, daß geleistete Überstunden 
vergütet würden.

Der Betriebsrat hat daher beantragt;,

den Spruch der Einigungsstelle vom 25. Januar 
1988 aufzuheben.

Der Arbeitgeber hat beantragt, den Antrag abzuweisen. Er ist 
der Ansicht, daß die Abschaffung der maschinellen Arbeitszeiter­
fassung nicht der Mitbestimmung des Betriebsrats unterliege. Eine 
Prüfung vor dem Zusammentreten der Einigungsstelle habe ergeben, 
daß die maschinelle Arbeitszeiterfassung jährlich Kosten in Höhe 
von rd. 240.000,—  DM verursache, ein Betrag, der nicht zu ver­
treten sei.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben den Antrag des 
Betriebsrats abgewiesen. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde 
verfolgt der Betriebsrat seinen Antrag weiter, während der Ar­
beitgeber um Zurückweisung der Rechtsbeschwerde bittet.

B. Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats ist nicht begründet.

I. Der Antrag des Betriebsrats ist zulässig. Er bedarf jedoch
der Auslegung.

Der Betriebsrat erstrebt nach wie vor eine Regelung der ma­
schinellen Arbeitszeiterfassung für alle Beschäftigten der Klinik 
durch den Abschluß einer Betriebsvereinbarung. Die Beteiligten
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haben vereinbart, daß alle anhängigen Fragen, die die Problematik 
der Arbeitszeiterfassung und der entsprechenden Betriebsvereinba­
rung betreffen, vor der Einigungsstelle geklärt werden sollen.
Die Einigungsstelle hat die vom Betriebsrat angestrebte Regelung 
der maschinellen Arbeitszeiterfassung abgelehnt mit der Begrün­
dung, daß eine solche nach Abschaffung der maschinellen Arbeits­
zeiterfassung nicht mehr in Frage käme. Dem Betriebsrat stehe 
hinsichtlich der Abschaffung der maschinellen Arbeitszeiterfas­
sung kein Mitbestimmungsrecht zu. Sie hat daher den Antrag des 
Betriebsrats abgewiesen. Der Betriebsrat ist im Ergebnis der An­
sicht, daß die Einigungsstelle nach wie vor einen Spruch in der 
Sache selbst fällen müsse. Sie habe ihre Zuständigkeit zu Unrecht 
verneint. Ihm stehe bei der Abschaffung der maschinellen Arbeits­
zeiterfassung ein Mitbestimmungsrecht zu, so daß die Einigungs­
stelle zuständig sei.

Angesichts des Umstandes, daß der Arbeitgeber dem Betriebs­
rat gerade dieses Mitbestimmungsrecht bestreitet, ist der Antrag 
des Betriebsrats trotz der gewählten Formulierung, den Spruch der 
j_,xnigungsstelle aufzuheben, dahin zu verstehen, daß der Betriebs 
rat die Feststellung begehrt, ihm stehe hinsichtlich der Abschaf­
fung der maschinellen Arbeitszeiterfassung ein Mitbestimmungs­
recht zu. Mit diesem Inhalt ist der Antrag zulässig.

II. Der Antrag des Betriebsrats ist jedoch nicht begründet. Ar­
beitsgericht und Landesarbeitsgericht haben zu Recht entschieden, 
daß dem Betriebsrat hinsichtlich der Abschaffung der maschinellen 
Arbeitszeiterfassung kein Mitbestimmungsrecht zusteht.
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l.a) Bei der in der Klinik des Arbeitgebers bis zum 25. Januar 
1988 praktizierten maschinellen Arbeitszeiterfassung handelt es 
sich um eine technische Einrichtung im Sinne von § 87 Abs. 1 
Nr. 6 BetrVG, die dazu bestimmt ist, das Verhalten oder die Lei­
stung der Arbeitnehmer zu überwachen. Wie die nähere Regelung der 
BV 87 ausweist, werden durch das System für jeden einzelnen Ar­
beitnehmer die Zeiten seines Kommens und Gehens - auch während 
der Arbeitszeit - durch das Einschieben einer Buchungskarte er­
faßt. Das System zeigt jeweils die aufgelaufene Ist-Zeit an und 
führt einen Tagesabschluß durch. Nach seiner Programmfunktion 
wird die Feststellung der Abwesenheit von Mitarbeitern am Bild­
schirm ermöglicht. Weiter wird durch das System eine monatliche 
Übersicht erstellt, die u.a. für jeden Mitarbeiter pro Tag die 
Zeit des Kommens und Gehens, die Pausen-Ist-Zeiten, die Soll- und 
Ist-Stunden, Überstunden, abgearbeitete Stunden überhaupt und 
weitere Angaben enthält. Damit ist die maschinelle Arbeitszeiter­
fassung dazu bestimmt, Aussagen über Verhalten oder Leistung be­
stimmter individualisierter Arbeitnehmer zu erstellen. Das aber 
reicht aus, um die maschinelle Arbeitszeiterfassung als techni­
sche Einrichtung anzusehen, die zur Überwachung von Verhalten 
oder Leistung der Arbeitnehmer bestimmt ist (Beschluß des Senats 
vom 14. September 1984, BAGE 46, 367 = AP Nr. 9 zu § 87 BetrVG 
1972 Überwachung). Daß in der BV 87 die Auswertung dieser Daten 
zur Leistungsmessung, zum Leistungsvergleich und zur Leistungs- 
und/oder Verhaltenskontrolle ausgeschlossen ist, steht dem ent­
gegen der Ansicht des Betriebsrats nicht entgegen. Die durch die 
maschinelle Arbeitszeiterfassung bewirkte Überwachung liegt schon 
in der Aufzeichnung und Sichtbarmachung der tatsächlichen Anwe-
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senheitszeiten der Arbeitnehmer.

b) Hinsichtlich der Einführung und Anwendung einer solchen zur 
Überwachung bestimmten technischen Einrichtung hat der Betriebs­
rat nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG ein Mitbestimmungsrecht. Dieses 
Mitbestimmungsrecht hat die gemeinsame Regelung der Frage durch 
die Betriebspartner zum Inhalt, ob eine technische Einrichtung 
zur Überwachung von Verhalten oder Leistung der Arbeitnehmer 
überhaupt eingeführt werden soll und wenn ja, unter welchen Vor­
aussetzungen und Folgen welches Verhalten der Arbeitnehmer damit, 
überwacht werden soll. Das ist unter den Beteiligten auch nicht 
im Streit.

Über die unter den Betriebspartnern allein streitige Frage, 
ob auch die Abschaffung einer einmal mit Zustimmung des Betriebs­
rats eingeführten technischen Überwachungseinrichtung der Zustim­
mung des Betriebsrats bedarf, besagt der Wortlaut der Vorschrift 
in § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG unmittelbar nichts. Das hier geregel­
te Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei der ’’Einführung" von 
technischen Kontrolleinrichtungen kann vom Wortlaut her auch be­
deuten, daß der Betriebsrat die Einführung einer solchen techni­
schen Kontrolleinrichtung soll verlangen können. Nimmt man das 
an, so muß sich das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats auch auf 
die Abschaffung einer eingeführten Kontrolleinrichtung erstrek- 
ken, anderenfalls der Arbeitgeber eine vom Betriebsrat etwa durch 
einen Spruch der Einigungsstelle erzwungene Einführung einer 
technischen Kontrolleinrichtung mitbestimmungsfrei sogleich wie­
der abschaffen könnte. Die Frage, ob die Abschaffung einer tech-
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nischen Kontrolleinrichtung der Zustimmung des Betriebsrats be­
darf, ist daher abhängig von der Beantwortung der Frage, ob der 
Betriebsrat nach § 87 Abs„ 1 Nr. 6 BetrVG ein Initiativrecht mit 
dem Inhalt hat, daß er die Einführung einer technischen Kontroll­
einrichtung verlangen kann. Der Betriebsrat hat daher folgerich­
tig auch geltend gemacht, daß ihm insoweit ein Initiativrecht zu­
steht.

2.a) Es entspricht der ständigen Rechtsprechung des Senats, daß 
ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 BetrVG 
grundsätzlich auch ein Initiativrecht des Betriebsrats ein­
schließt. Mitbestimmung beinhaltet gleiche Rechte für beide Teile 
mit der Folge, daß sowohl der Arbeitgeber als auch der Betriebs­
rat die Initiative für eine erstrebte Regelung ergreifen und zu 
deren Herbeiführung erforderlichenfalls die Einigungsstelle an- 
rufen können (Beschluß des Senats vom 14. November 197*1 - 1 ABP. 
65/73 - AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972; Beschluß vom 31. August 
1982, BAGE 40, 107 = AP Nr. 8 zu § 87 BetrVG 1972 Arbeitszeit). 
Auch im Schrifttum wird weitgehend die Ansicht vertreten, daß das 
Initiativrecht des Betriebsrats dem Inhalt des Mitbestimmungs­
rechts entspricht (Dietz/Richardi, BetrVG, 6. Aufl., § 87 Rz 51; 
Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither, BetrVG, 15. Aufl., § 87 Rz 26;
GaIperin/Löwisch, BetrVG, 6. Aufl., § 87 Rz 26; Stege/Weinspach, 
BetrVG, 5. Aufl., § 87 Rz 19 f.; Hess/ Schlochauer/Glaubitz, 
BetrVG, 3- Aufl., § 87 Rz 39, 40). Das damit grundsätzlich zu 
bejahende Initiativrecht des Betriebsrats wird jedoch durch den 
Inhalt seines jeweiligen Mitbestimmungsrechts und dessen Sinn und 
Zweck begrenzt (Beschluß des Senats vom 4. März 1986, BAGE 51,
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187 = AP Nr, 3 zu § 87 BetrVG 1972 Kurzarbeit).

b) Sinn des Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats nach § 87 
Abs. T Nr. 6 BetrVG bei der Einführung und Anwendung von techni­
schen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder 
die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen, ist es, Eingriffe in 
den Persönlichkeitsbereich der Arbeitnehmer durch Verwendung ano­
nymer technischer Kontrolleinrichtungen nur bei gleichberechtig­
ter Mitbestimmung des Betriebsrats zuzulassen (Beschluß des Se­
nats vom 14. September 1984, BAGE 46, 367 = AP Nr. 9 zu § 87 
BetrVG 1972 Überwachung). Den Gefahren einer Verletzung des Per­
sönlichkeitsrechts und des Rechts der Arbeitnehmer auf freie Ent­
faltung dieser Persönlichkeit, die von technischen Überwachungs­
einrichtungen ausgehen können, soll durch eine mitbestimmte Rege­
lung über die Einführung und nähere Nutzung solcher Einrichtungen 
begegnet werden. Dem Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats kommt 
daher eine Abwehrfunktion gegenüber der Einführung solcher tech­
nischer Kontrolleinrichtungen zu, deren Einführung als solche 
nicht verboten ist und deren Anwendung unter Berücksichtigung 
der Interessen der Arbeitnehmer auch sinnvoll und geboten sein 
kann. Dieser Zweckbestimmung des Mitbestimmungsrechts wider­
spricht es jedoch, wenn der Betriebsrat selbst - gleich aus 'wel­
chen Gründen - die Einführung einer solchen technischen Kontroll­
einrichtung verlangt. Das gilt unabhängig davon, ob durch eine 
technische Kontrolleinrichtung tatsächlich Interessen der Arbeit­
nehmer berührt werden, ob der Betriebsrat eine solche Interessen­
beeinträchtigung sieht oder ob er diese durch die nähere Ausge­
staltung der mitbestimmten Regelung über die Anwendung der tech-
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nischen Kontrolleinrichtung auszuschließen erstrebt.

§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG berechtigt daher den Betriebsrat 
nicht, die Einführung einer technischen Kontrolleinrichtung zu 
verlangen und gegebenenfalls über den Spruch einer Einigungs­
stelle zu erzwingen. Sie gewährt ihm deshalb auch kein Mitbestim­
mungsrecht an der Abschaffung einer einmal eingeführten Kontroll­
einrichtung in dem Sinne, daß diese seiner Zustimmung bedarf (so 
im Ergebnis auch Dietz/Richardi, BetrVG, 6. Aufl., § 87 Rz 335; 
Wiese, GK-BetrVG, 3* Bearbeitung, § 87 Rz 209; Hess/Schlochauer/ 
Glaubitz, BetrVG, 3* Aufl., § 87 Rz 255, 284; Gnade/Kehrmann/ 
Schneider/Blanke, BetrVG, 2. Aufl., § 87 Rz 18, die ein solches 
Initiativrecht nicht für "vorstellbar” halten). Ob ein aus ande­
ren Gründen gegebenes Interesse des Betriebsrats an der Einfüh-

'0

rung einer technischen Kontrolleinrichtung auch ein entsprechen­
des Initiativrecht des Betriebsrats begründet, kann sich allen­
falls aus anderen Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes, 
nicht aber aus § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG ergeben.

3. Andere Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes vermö­
gen jedenfalls im vorliegenden Falle eine solche Berechtigung des 
Betriebsrats nicht zu begründen.

a) Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 
Nr. 1 BetrVG hinsichtlich der Gestaltung der betrieblichen Ord­
nung erstreckt sich nicht auf die Einführung technischer Kon­
trolleinrichtungen. Deren Mitbestimmungspflichtigkeit ist in § 87 
Abs. 1 Nr. 6 BetrVG abschließend geregelt (Senatsbeschluß vom
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9. Dezember 1980 - 1 ABR 1/78 - AP Nr. 2 zu § 87 BetrVG 1972 
Ordnung des Betriebes; Beschluß vom 24. November 1981, BAGE 37, 
112 = AP Nr. 3 zu § 87 BetrVG 1972 Ordnung des Betriebes).

b) Auch das in § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG geregelte Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats bei Fragen der betrieblichen Lohnge­
staltung umfaßt nicht das Recht des Betriebsrats, vom Arbeitgeber 
die Einführung einer maschinellen Arbeitszeiterfassung zu ver­
langen oder deren Abschaffung zu widersprechen. Auch wenn der 
Betriebsrat eine "leistungsgerechte Vergütung von Mehrarbeit" 
anstrebt und ihm insoweit ein Mitbestimmungsrecht zustehen soll, 
was hier nicht zu entscheiden ist, würde sich dieses Mitbestim­
mungsrecht nur auf die Ausgestaltung dieser Vergütung selbst 
erstrecken. Eine solche "Vergütungsordnung" mag auch die Regelung 
der Frage zum Inhalt haben können, wie die danach zu vergütende 
Leistung des Arbeitnehmers festzustellen und zu erfassen ist. Ob 
dabei die Erfassung der zu vergütenden Leistung auch durch tech­
nische Einrichtungen verlangt und erzwungen werden kann, er­
scheint zumindest fraglich. Die Frage bedarf hier keiner Ent­
scheidung. Um den Inhalt einer entsprechenden Vergütungsordnung 
geht es im vorliegenden Verfahren nicht.

c) Soweit der Betriebsrat geltend macht, er benötige die Ergeb­
nisse einer maschinellen Arbeitszeiterfassung zur Kontrolle der 
Einhaltung der Arbeitszeit und zur Ausübung seines Mitbestim­
mungsrechts bei Mehrarbeit, übersieht er, daß ihm insoweit § 80 
Abs. 2 BetrVG lediglich einen Anspruch gegen den Arbeitgeber 
gibt, daß dieser ihn zur Durchführung seiner Aufgaben rechtzeitig
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und umfassend unterrichtet und ihm die erfordernchen Unterlagen 
zur Verfügung stellt. Der Arbeitgeber hat dem Betriebsrat aber 
nur diejenigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die er selbst 
besitzt. Der Betriebsrat kann nicht verlangen, daß der Arbeitge­
ber nur für ihn Unterlagen erstellt und zu deren Erstellung er­
forderliche Einrichtungen anschafft (Beschluß des Sechsten Senats 
vom 7. August 1986, BAGE 52, 316 = AP Nr, 25 zu § 80 BetrVG 
1972).

4, Ergibt sich damit aus dem Betriebsverfassungsgesetz kein An­
spruch des Betriebsrats auf Beibehaltung der maschinellen Ar­
beitszeiterfassung, so kann sich ein solcher Anspruch lediglich 
aus einer vom Arbeitgeber freiwi11ig eingegangenen Verpflichtung 
gegenüber dem Betriebsrat ergeben.

Eine solche Verpflichtung kann jedoch der von den Betriebs­
partnern getroffenen Einigung über die Beilegung ihrer Meinungs­
verschiedenheiten, wie sie im Schreiben des Verfahrensbevo13mäch- 
tigten des Arbeitgebers vom 20. November 198? Umrissen ist, nicht 
entnommen werden. Aufgrund dieses Schreibens haben sich die Be­
triebspartner geeinigt, alle anhängigen Fragen, die die Problema­
tik der Arbeitszeiterfassung und die entsprechende Betriebsver­
einbarung betreffen, durch die Einigungsstelle klären Zu lassen 
Im Zeitpunkt dieser Einigung gingen beide Betriebspartner davon 
aus, daß die maschinelle Arbeitszeiterfassung im Betrieb weM-er 
anzuwenden war. Unter ihnen im Streit war lediglich di e Uv.-,,, ̂

"" s"“ * -l < u o  ?

auf welche Beschäftigten sich die maschinelle Arbeitszeiterfas­
sung erstrecken sollte, und welche Bediensteten Einsicht in die
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erfolgte Zeiterfassung haben sollten. Diese Fragen durch den 
Spruch der Einigungsstelle regeln zu lassen war Inhalt der Eini­
gung der Betriebspartner. Die Frage einer Abschaffung der maschi­
nellen Arbeitszeiterfassung hatte dabei nie zur Erörterung ge­
standen und war nie im Streit. Von daher kann der Einigung nicht 
entnommen werden, daß sich der Arbeitgeber gleichzeitig ver­
pflichten wollte, die maschinelle Arbeitszeiterfassung auf unbe­
stimmte Dauer weiter beizubehalten. Auch der Betriebsrat selbst 
hat nicht vorgetragen, daß er dem Schreiben vom 20. November 1987 
eine solche Verpflichtung entnommen habe.

Damit erweist sich der Antrag des Betriebsrats als unbegrün­
det. Das Landesarbeitsgericht hat ihn zu Recht abgewiesen, so daß 
die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats nicht begründet ist.

Dr. Kissel Matthes Dr. Weller
Weinmann Lappe
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